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I. Grundlagen 
Leistungsfähigkeit und Stabilität des Finanz­ und Steuerstaats stehen und fal­
len nicht mit seiner Schuldenfreiheit, sondern mit der Fortdauer seiner Fähig­
keit zur Mittelbeschaffung. Deshalb verbietet die Rechtsordnung die Verschul­
dung der öffentlichen Haushalte nicht generell. Erst die Illiquidität des Staa­
tes, näherhin die Gefahr eines Kollabierens der Kreditwürdigkeit markiert den 
Punkt, von dem aus sich rechtliche Begrenzungen der öffentlichen Verschul­
dung entwickeln mussten. Der Beitrag zeichnet die Entwicklung für Deutsch­
land in vier Stufen nach: Von den Anfängen eines Staatsschuldenrechts bis zur 
Mitte des 20. Jahrhunderts (IL) über die nicht hinreichenden Versuche einer ver­
fassungsrechtlichen Neuverschuldungsbegrenzung durch die Reformen der 
ersten Großen Koalition (III.), kommunalrechtliche Vorgaben (IV.) und die 
wesentlich auf deutsches Drängen zustande gekommenen Maastrichter Kon­
vergenzkriterien von 1992 (V.) bis zu der im Sommer 2009 in das Grundgesetz 
eingefügten sog. Schuldenbremse (VI.). Auch sie markiert nicht das Ende der 
Geschichte. Daher mündet die Analyse in eine Skizze des gegenwärtigen Hand­
lungsbedarfs und der Perspektiven künftiger Rechtssetzung (VII.). 
II. Anfänge des Staatsschuldenrechts 
Die Verschuldung der öffentlichen Haushalte ist in der ungeteilten Finanzwissen­
schaft der frühen Jahre stets zugleich als Schwäche und Privileg des Monarchen 
angesehen,1 seit Lorenz von Stein aber nicht mehr als kategoriales Übel verdammt 
1 Vgl. F. Terhalle, Finanzwissenschaf t , 1930, S. 538; in Ansätzen auch M. Stolleis, Pecunia 
nervus rerum. Zur Staatsf inanzierung der f r ü h e n Neuzei t , 1983, S. 63 ff. 
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worden. 2 Jedenfalls war sie stets auch ein Rechtsproblem. 3 Die Verfassungen des 
19. Jah rhunder t s bemühen sich u m die E i n d ä m m u n g der Staatsverschuldung, in­
dem sie die A u f n a h m e von Staatsanleihen auf außerordentl iche Fälle beschrän­
ken und unter den Vorbehalt des Gesetzes stellen.4 Darauf bauen die Weimarer 
Reichsverfassung u n d das Bonner Grundgese tz auf, die damit dem klassischen 
Ansa tz einer objektbezogenen Deckungsregel verhaftet bleiben, aber zusätzlich 
zur A u f n a h m e von Kredi ten auch die Bestellung von Sicherheiten erfassen.5 
O b diese Verfassungen u n d ihre einfachgesetzl ichen Konkre t i s i e rungen im 
Hausha l t s rech t die Staatsverschuldung e i n z u d ä m m e n vermochten , ist ­ bei al­
ler Z u r ü c k h a l t u n g , die die Rechtswissenschaf t wegen ihrer Begrenzthei ten in 
Fragen der ökonomischen M e t h o d e u n d des Datenmater ia l s hier üben muss ­
k a u m zu bejahen. Insbesondere die Weimarer Verfassung konn te sich unte r dem 
D r u c k der Verhältnisse nicht bewähren ; ihr muss wohl jede Begrenzungswi r ­
k u n g abgesprochen werden . 6 Allein un te r dem G r u n d g e s e t z ist es in den ersten 
beiden J a h r z e h n t e n seiner Gel tung nicht zu einer nennenswer t en neuen Staats­
verschuldung gekommen; auch hier ist a b e r - p o s t hoc nonpropter hoc ­ der Ver­
ursachungsante i l des Verfassungsrechts z u m i n d e s t fraglich. 
III. Gescheiterte Gehversuche: 
Staatsschuldenrecht 1969­2009 
A m Ende der Regierungszei t der ersten G r o ß e n Koali t ion k o m m t es im F r ü h ­
jahr 1969 zu einer ersten Novel le des Ar t . 115 G G . 7 Mit der Verpf l ich tung auf 
das gesamtwir t schaf t l i che Gleichgewicht (Art . 109 Abs. 2 G G ) geht die E i n f ü h ­
2 L. von Stein, Lehrbuch der Finanzwissenschaf t , Bd. II, 4. Aufl . 1878, S. 348, spricht so­
gar von einem „ H ö h e p u n k t der Staatswirtschaft" . Vgl. auch P. Kirchhof, Die Staatsverschul­
dung als Ausnahmeins t rumen t , in: Festschr. f. Reinhard Mußgnug, 2005, S. 131 ff. Schon von 
Stein begrenzt allerdings die A u f n a h m e von Staatsschulden durch den Grundsa tz der regel­
mäßigen Wiederkehr der gleichen Einnahme (a.a.O., S. 465 und S. 540 z u m Prinzip der „Re­
product ivi tä t" in anderen Bereichen des Finanzrechts). 
3 S r o / / m ( F n . l ) , S . 1 0 3 f f . 
4 § 57 Abs. 2 der Verfassungsurkunde f ü r das G r o ß h e r z o g t u m Baden v. 22.8.1818; §§ V i l ­
l i f. der Verfassung des Königreiches Baiern v. 26.5.1818; §§51, 102 Nr. 2 der Paulskirchen­
verfassung v. 28.3.1849; ähnlich Art . 73 der Reichsverfassung v. 16.4.1871. Zur Entwicklung 
W. Höfling, Staatsschuldenrecht , 1993, S. 12 ff. und C. Jahndorf, Grund lagen der Staatsfi­
nanz ie rung durch Kredite und alternative Finanzierungsformen im Finanzverfassungs­ und 
Europarecht , 2003, S. 36 ff. 
5 Art . 87 der Reichsverfassung v. 11.8.1919, Art . 115 G G v. 23.5.1949. 
6 Statt aller H.-P. Ulimann, Der deutsche Steuerstaat. Eine Geschichte der öffentlichen 
Finanzen vom 18. Jah rhunder t bis heute, 2005. 
7 Art . I Nr. 6 des 20. Gesetzes zur Ä n d e r u n g des G G v. 12.5.1969, BGBl. I 1969, S.358; 
hierzu RegE BT­Drs. V/3605; Empfehlungen VA BR­Drs. 156/69 und BT­Drs. V/3896; aus­
f ü h r l i c h / / . Kuhe, in: T. M a u n z / G . Dür ig , Grundgese tz , Art . 115 R n . 2 7 f f . 
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rung der vor allem von Karl Schiller promulgierten Globalsteuerung einher,8 
die auf flexible Verschuldungskompetenzen der öffentlichen Hand angewie­
sen ist. Das schlägt sich im Ubergang von der engen Objektbindung9 zu einer 
auf Objektgruppen bezogenen, in die Nähe einer schuldenrechtlichen Gesamt­
deckung rückenden Begrenzung nieder.10 Zudem spricht die Bundesverfassung 
nun erstmals auch die Neuverschuldung der Gliedstaaten an, ohne diesen in­
des selber bereits materielle Vorgaben zu machen,11 und begrenzt die Neuver­
schuldung in den Bundeshaushalt hinein grundsätzlich auf die Summe der öf­
fentlichen Investitionen. Sie vermeidet aber eine Definition der öffentlichen In­
vestitionen, legt sich nicht deutlich genug auf die Ist­Investitionen fest12 und 
lässt zudem eine weitergehende Neuverschuldung zur Abwehr von Störungen 
des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts zu.13 Dieses „finanzverfassungs­
rechtliche Ubermaßverbot [...] ist somit durch eine stabilitätspolitische, situa­
tionsgebundene Ausnahmeermächtigung geschwächt"14; der einfache Gesetz­
geber beschränkt sich weitgehend auf institutionelle und verfahrensrechtliche 
Regelungen der gesamtstaatlichen Kreditaufnahme und delegiert wichtige ma­
terielle Begrenzungsentscheidungen an die Bundesregierung als Verordnungs­
geber15 und an einen beim Bundesminister der Finanzen angesiedelten Aus­
schuss des neu gegründeten Konjunkturrats.16 Noch schwächer sind die Bin­
dungen der Sondervermögen des Bundes; für sie kann der einfache Gesetzgeber 
ohne weitere Voraussetzungen Ausnahmen von den Neuverschuldungsgrenzen 
des Art. 115 Abs. 1 GG vorsehen.17 
Dieser Novellierung der Haushaltsverfassung folgt im Abstand von wenigen 
Jahren ­ ab der Krise von 1973/74 ­ ein sprunghafter Anstieg von Neuverschul­
dung und Gesamtverschuldung der öffentlichen Hand. Nun wird die Neuver­
schuldung chronisch: Der Schuldendienst erfordert die Aufnahme neuer Schul­
den; die Staatsverschuldung trägt sich selbst. Da die Gesamtverschuldung über 
die Jahre sogar schneller wächst als die volkswirtschaftliche Gesamtleistung 
oder auch das Volumen der öffentlichen Haushalte, nehmen ceterisparibus auch 
8 Zu Schiller: M. Hochstätter, Karl Schiller. Eine wirtschaftspol i t ische Biografie, 2006; 
U. Bahnsen, Karl Schiller, 2008; zur Globals teuerung e twa / . Welsch, Die Globals teuerung in 
der Bundesrepublik Deutschland. Eine kritische Analyse der Stabilisierungspolit ik seit 1967, 
1980. 
9 O b e n II. 
10 C. Gröpl, Haushal tsrecht und Reform, 2001, S. 185 f. 
11 Regelungsvorbehalt in Art . 109 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 G G . 
12 Zu dem daraus resultierenden Problem eines „schuldenasymmetr ischen Haushaltsvoll­
zugs" C. Gröpl (Fn. 10), S. 449 ff. 
13 Art . 115 Abs. 1 S. 2 Halbs. 2 G G . 
14 Kirchhof(Fn. 2), S. 138. 
13 § 19 des Gesetzes zur Förde rung der Stabilität und des Wachs tums der Wir t scha f t 
(StabG) v. 8.6.1967, BGBl. I S. 582. 
16 §18 Abs. 3 StabG (Fn. 15). 
17 Art . 115 Abs. 2 G G . 
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der Anteil der Neuverschuldung an den Staatseinnahmen und der Anteil der 
Zinslasten an den Staatsausgaben zu. 
Insofern setzt der Glaube an die Beherrschbarkeit der Staatsverschuldung, 
der die Finanzverfassung von 1969 prägt, den Keim der finanzwirtschaftlichen 
Selbstzerstörung; im Herbst 1982 scheitert die sozialliberale Koalition an dem 
Streit über die Staatsverschuldung. Im folgenden Vierteljahrhundert überprüft 
das Bundesverfassungsgericht zwar in zwei Fällen Bundeshaushalte am Maß­
stab von Art. 115 Abs. 1 S. 2, S. 3 und Abs. 2 GG a.F.,18 hält sich aber in der Kon­
kretisierung der dort niedergelegten Vorgaben zurück19 und regt lediglich Kor­
rekturen durch den verfassungsändernden Gesetzgeber an. Zu ihnen kommt es 
am Ende der Regierungszeit der zweiten Großen Koalition im Sommer 2009.20 
IV. Kommunale Kreditgrenzen: 
Das bunte Bild der Gemeindeordnungen 
Auf einer ganz anderen Ebene vollzieht sich indes schon vor 2009 ein bedeuten­
der Wandel: Mehrere Bundesländer begrenzen die kommunale Neuverschul­
dung oder unterbinden sie sogar, indem sie die Aufnahme von Krediten in den 
Gemeinde­ und Landkreisordnungen an aufsichtsbehördliche Genehmigungen 
binden,21 materiellen Vorgaben unterwerfen22 und unter bestimmten Voraus­
setzungen sogar grundsätzlich untersagen.23 
18 BVerfGE79,311;119,96 . 
19 Zur Kri t ik statt aller C. Waldhoff, Zu Vorgaben des Grundgese tzes f ü r die Haus­
haltsgesetzgebung, JZ 2008, S. 200 ff. Z u r Justiziabili tät der Finanzverfassung K. Vogel, Fi­
nanzverfassung und politisches Ermessen, 1972, S.30; ders., H S t R IV, 3. Auflage 2006, §87 
Rn. 125; R. Prokisch, Die Justiziabil i tät der Finanzverfassung, 1993; S.Rixen, in: R. Dol­
zer /W. K a h l / C . W a l d h o f f / K . Graßhof (Hrsg.), Bonner Kommenta r z u m Grundgese tz 
(Stand: Dezember 2010), Art . 115 Rn. 92 ff.; zurückhal tender B. Kampmann, Staatsverschul­
dung ­ Begrenzungskonzepte in der Krit ik, 1995, S. 319. 
20 Dazu unten VI. 
21 So § 87 Abs. 2 G e m O BW i.d.F. vom 24. Juli 2000; gleichlautend etwa Art . 71 Abs. 2 
B a y G O und § 103 Abs. 2 H G O i.d.F. der Bekann tmachung vom 7. März 2005. Keine entspre­
chende Regelung findet sich z.B. in Nordrhein­Westfa len . 
22 Erforderl ichkei tsklauseln u.a. in §78 Abs. 3 G e m O BW, Art . 62 Abs. 3 B a y G O , §93 
Abs. 3 H G O , §77 Abs. 3 G O N W ; Begrenzung auf Investi t ionen z.B. in Art . 71 Abs. 1 
B a y G O . 
23 So Art . 71 Abs. 4 und Abs. 5 B a y G O : Erfordern is einer sog. Einzelgenehmigung f ü r 
jeden Kredit , sobald die Kred i t au fnahmen f ü r die Gemeinden nach § 19 StabG (Fn. 15) be­
schränkt worden sind (Art. 71 Abs. 4 B a y G O , § 86 Abs. 3 G O N W ) oder der Konjunk tu r ra t 
f ü r die öffentl iche H a n d nach § 18 Abs. 2 StabG zur Förderung der Stabilität und des Wachs­
t u m s der Wir t schaf t eine Beschränkung der Kred i t au fnahme durch die Gemeinden und Ge­
meindeverbände empfohlen und das Innenmin i s te r ium eine entsprechende Verordnung er­
lassen hat (Art. 71 Abs. 5 BayGO) . 
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Soweit sich Genehmigungserfordernisse finden, wird den Gemeinden kein 
Genehmigungsanspruch eingeräumt. Vielmehr haben die Aufsichtsbehörden 
i.d.R. nach pflichtgemäßem Ermessen zu entscheiden. Materiell setzt die Ge­
nehmigung i.d.R. die Beachtung der „Grundsätze einer geordneten Haushalts­
wirtschaft" voraus. Darüber hinaus wird angeordnet, dass die Genehmigung in 
der Regel zu versagen ist, wenn festgestellt wird, dass die Kreditverpflichtungen 
nicht mit der dauernden Leistungsfähigkeit der Gemeinde im Einklang stehen.24 
Normativ bedürfen diese Regelungen der Rechtfertigung vor Art. 28 Abs. 2 
S. 3 GG und den Parallelvorschriften der Landesverfassungen. Diese Recht­
fertigung dürfte aber in allen Fällen gelingen. Denn die Neuverschuldungs­
beschränkungen der Gemeindeordnungen stehen in einem engen Zusammen­
hang mit verfassungsrechtlich fundierten Ansprüchen der Gemeinden und 
Gemeindeverbände gegen das Land auf eine aufgabenangemessene Finanzaus­
stattung und mit den kommunalen Steuerkompetenzen. Hält man ­ modell­
haft, nicht i.S.e. politischen Desiderats ­ die Ausgaben der Kommunen kon­
stant, sind die drei genannten Einnahmekategorien (Verschuldung, Ansprüche 
gegen das Land und Steuererhebung) gegeneinander austauschbar. Die einfach­
gesetzliche Schuldenbremse kann also streng ausgestaltet und angewandt wer­
den, gerade weil sich die Gemeinden andere Mittel zur Deckung ihres Finanz­
bedarfs erschließen können. 
Empirisch ist die Wirksamkeit einfachgesetzlicher Defizitbegrenzungen 
für die kommunalen Haushalte schwer zu beurteilen. Manches spricht für eine 
Korrelation genereller Genehmigungsvorbehalte in einigen großen Flächen­
staaten (Bayern, Baden­Württemberg, Hessen; nicht Nordrhein­Westfalen) mit 
einer dort besonders niedrigen kommunalen Neuverschuldung; in den genann­
ten Ländern ist die kommunale Pro­Kopf­Verschuldung in vielen Gemeinden 
bis 2008 gering geblieben.25 In der Finanzkrise von 2008/09 haben die Regelun­
gen eine (jedenfalls im Verhältnis zur Gesamtverschuldung) massive Neuver­
schuldung der Gemeinden indes nicht verhindert. 
V. Europäischer Erfolg: Die Maastrichter Konvergenzkriterien 
Seit 1992 unterliegt die Kreditaufnahme zusätzlichen Begrenzungen, die sich aus 
dem Unionsrecht ergeben und ­ im Unterschied zu Art. 115 GG ­ für alle öffent­
lichen Haushalte, namentlich auch für die der Länder und Gemeinden gelten.26 
24 So gleichlautend etwa §§ 87 Abs. 2 G e m O BW, 103 Abs. 2 H G O . 
25 Ein präziser Bundesländervergleich kann hier indes nicht geleistet werden. 
26 Z u m Verhältnis der europarecht l ichen zu den verfassungsrecht l ichen Vorgaben W. 
Höfling/S. Rixen, in: R. Dolze r /W. K a h l / C . W a l d h o f f / K . Graßhof (Hrsg.), Bonner K o m ­
mentar z u m Grundgese tz (Stand: D e z e m b e r 2010), A r t . 115 Rn.447 f f . ; Kurzdars t e l lung 
auch bei H. Siekmann, in: M. Sachs (Hrsg.), Grundgese tz , Ar t . 115 Rn. 16 ff. 
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A r t . 119 A b s . 3 A E U V v e r p f l i c h t e t d i e M i t g l i e d s t a a t e n auf „ g e s u n d e ö f f e n t l i c h e 
F i n a n z e n u n d m o n e t ä r e R a h m e n b e d i n g u n g e n " . D i e s e V o r g a b e n w e r d e n d u r c h 
A r t . 126 A E U V i .V.m. d e m S t a b i l i t ä t s ­ u n d W a c h s t u m s p a k t p r ä z i s i e r t 2 7 u n d 
b i n d e n d i e m i t g l i e d s t a a t l i c h e n H a u s h a l t s g e s e t z g e b e r u n m i t t e l b a r . D a n a c h s i n d 
d i e M i t g l i e d s t a a t e n p r ä v e n t i v z u m E r l a s s u n d z u r j ä h r l i c h e n A k t u a l i s i e r u n g n a ­
t i o n a l e r S t a b i l i t ä t s p r o g r a m m e , f e r n e r z u h a l b j ä h r l i c h e n „ M a a s t r i c h t ­ M e l d u n ­
g e n " v e r p f l i c h t e t . D i e s e P r o g r a m m e d i e n e n p r i m ä r d e r E i n h a l t u n g d e r D e f i z i t ­
o b e r g r e n z e v o n 3 P r o z e n t d e s B r u t t o i n l a n d s p r o d u k t s , d a n e b e n a b e r a u c h d e r 
E i n h a l t u n g d e r G e s a m t s c h u l d e n g r e n z e v o n 6 0 P r o z e n t d e s B I P . 2 8 I m V o r f e l d d e r 
E u r o ­ E i n f ü h r u n g h a b e n s i c h d i e K o n v e r g e n z k r i t e r i e n f ü r d i e m e i s t e n M i t g l i e d ­
s t a a t e n a u c h f a k t i s c h als w i r k u n g s v o l l e r K o n s o l i d i e r u n g s a n r e i z e r w i e s e n . I n s o ­
f e r n s i n d d i e M a a s t r i c h t e r R e g e l u n g e n e i n E r f o l g g e w o r d e n . 
D e m I m p u l s f e h l t es i n d e s n o c h a n N a c h h a l t i g k e i t . F ü r d e n F a l l v o n V e r ­
s t ö ß e n g e g e n d i e s e V o r g a b e n k a n n z w a r d e r E C O F I N ­ R a t au f I n i t i a t i v e d e r 
K o m m i s s i o n 2 9 i n e i n e m g e s t u f t e n V e r f a h r e n d i e V e r l e t z u n g d i e s e r V o r g a b e n 
f e s t s t e l l e n 3 0 u n d au f d i e s e r G r u n d l a g e d a s w e i t e r e D e f i z i t v e r f a h r e n b e t r e i b e n . 3 1 
D i e s e B e o b a c h t u n g s ­ , K o n t r o l l ­ u n d S a n k t i o n s m e c h a n i s m e n s t e h e n a l l e r d i n g s 
b i s l a n g i m E r m e s s e n d e r M i t g l i e d s t a a t e n . T r o t z e i n e s h i n r e i c h e n d e n M a ß e s a n 
N o r m e n k l a r h e i t i m m a t e r i e l l e n R e c h t m i n d e r n d i e s e z u s t ä n d i g k e i t s ­ u n d v e r ­
f a h r e n s r e c h t l i c h e n R e g e l u n g e n d i e t a t s ä c h l i c h e W i r k s a m k e i t d e r M a a s t r i c h t e r 
K o n v e r g e n z k r i t e r i e n s i g n i f i k a n t . 
D i e m i t d e m E u r o p ä i s c h e n P r i m ä r r e c h t u n v e r e i n b a r e n M a ß n a h m e n z u r 
S t ü t z u n g d e s g r i e c h i s c h e n S t a a t s h a u s h a l t s u n d z u r E r r i c h t u n g e i n e s E u r o ­
p ä i s c h e n S t a b i l i s i e r u n g s m e c h a n i s m u s i m F r ü h j a h r u n d S o m m e r 2 0 1 0 z u r R e t ­
t u n g d e r K r e d i t w ü r d i g k e i t w e i t e r e r S t a a t e n d e r E u r o ­ G r u p p e 3 2 s i n d I n d i z i e n , 
a b e r n i c h t n o t w e n d i g b e r e i t s B e w e i s e f ü r e i n S c h e i t e r n d e r M a a s t r i c h t e r K o n ­
v e r g e n z k r i t e r i e n . I m G e g e n t e i l : Sie b e l e g e n d i e N o t w e n d i g k e i t p r ä z i s e r R e g e ­
l u n g e n ü b e r e i n e s y n c h r o n e S i c h t b a r k e i t d e r m i t g l i e d s t a a t l i c h e n H a u s h a l t s f ü h ­
r u n g u n d e f f e k t i v e r e r S a n k t i o n s m e c h a n i s m e n au f d e r E b e n e d e s U n i o n s r e c h t s . 
27 ABl. EG 1997 Nr. C 236/1. Siehe außerdem das Protokol l über das Verfahren bei ei­
nem übermäßigen Defizi t (ABl. EG 1992 Nr. C 191/84 = BGBl. II 1992,1309; jetzt sog. „Pro­
tokoll Nr. 12"), die V O Nr. 1466/97, ABl. EG 1997 Nr. L 209/1 i.d.F. der V O Nr. 1055/2005, 
ABl. E G 2005 Nr. L 174/1 und die V O Nr. 1467/97, ABl. EG 1997, Nr. L 209/6 i.d.F. der V O 
Nr. 1056/2005, ABl. EG 2005 Nr. L 174/5. 
28 Art . 1 des Protokolls Nr. 12 (Fn. 27). 
29 Art . 126 Abs. 3 AEUV. 
30 Art . 126 Abs. 6 AEUV. 
31 Hierzu statt vieler U. Palm, Der Bruch des Stabilitäts­ und Wachstumspakts , E u Z W 
2004, S. 71 ff. 
32 S.etwa H. Kube/E. Reimer, Grenzen des Europäischen Stabil isierungsmechanismus, 
N J W 2010, S. 1911 ff. Für eine Vereinbarkeit der Hil fen f ü r Griechenland mit den Vorgaben 
des A E U V dagegen C. Herrmann, Griechische Tragödie ­ der währungsverfassungsrecht­
liche R a h m e n f ü r die Ret tung, den Austr i t t oder den Ausschluss von überschuldeten Staaten 
aus der Eurozone , E u Z W 2010, S. 413 ff. 
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Bleibende Schwierigkeiten ergeben sich dabei - ebenso wie im innerstaat­
lichen Recht ­ aus dem strukturellen Fehlen geeigneter Sanktionsarten: Straf­
zahlungen wirken krisenverschärfend; die Wirksamkeit eines bloßen Marne and 
shame ist ungewiss; und ein Stimmrechtsentzug in den Unionsorganen (ins­
besondere im Rat) bedarf der Rechtfertigung vor dem Demokratieprinzip und 
weiteren verfassungsrechtlichen Vorgaben in den Mitgliedstaaten, die ­ jeden­
falls für Deutschland ­ kaum gelingen dürfte. Manches spricht deshalb dafür, 
dass Fehlerfolgenregelungen de lege ferenda weitgehend ausscheiden und dass 
sich der Blick bei einer Reform des europäischen Haushalts­ und Währungs­
rechts nach Bewältigung der gegenwärtigen Krise vielmehr auf präventive Ar­
rangements richten muss.33 
VI. Stärkung der Stabilität: Die Schuldenbremse 
der Föderalismusreform 2009 
Spätestens seit dem Inkrafttreten des Maastrichter Vertrags galt die bundes­
staatliche Finanzverfassung materiell als reformbedürftig. Kritik entzündete 
sich aber auch an der geringen Justiziabilität34 der bisherigen Begrenzung der 
Neuverschuldung in Art. 115 GG a.F. Im Jahr 2006 setzten Bundestag und Bun­
desrat deshalb eine gemeinsame „Föderalismuskommission II" ein, die dazu 
eine Neuregelung vorschlagen sollte. Den entscheidenden Impuls erfuhr diese 
Kommission durch das kosten­ und risikoträchtige Gesetzespaket zur Rettung 
der Finanzmärkte, das im Oktober 2008 innerhalb von nur einer Woche ent­
worfen, in das parlamentarische Verfahren eingebracht, beraten, verabschiedet 
und verkündet wurde35 und staatliche Hilfen für Finanzdienstleistungsunter­
nehmen (v.a. die Übernahme von Bürgschaften) in einem potenziellen Gesamt­
volumen von 480 Mrd. Euro vorsah. Die Gewährung der Hilfen wurde poli­
tisch mit dem ­ teils ausgesprochenen, teils gefühlten ­ Junktim eines Erfolgs 
der sog. Föderalismusreform II versehen. Kern des Vorhabens dieser Födera­
lismusreform II war die Erneuerung der bundesstaatlichen Finanzverfassung 
(Art. 104a ­ 115 GG), die in der Föderalismusreform I des Jahres 200636 noch 
weitgehend ausgeklammert worden war.37 
33 Vgl. hierzu noch unten VI. 6. und VII. 
34 O b e n III. mit Fn. 19. 
35 Gesetz zur Stabilisierung der Finanzmärk te (FMStG) v. 17.10.2008, BGBl. I 2008, 
S. 1982 ff. 
36 52. Gesetz zur Ä n d e r u n g des Grundgesetzes v. 28.8.2006, BGBl. 12006, S. 2034. 
37 Es ist lediglich zu Änderungen des Art . 104a G G und zur E i n f ü h r u n g eines neuen 
Art . 104b G G gekommen. Uberbl ick bei H. Kube, in: V. E p p i n g / C . Hil lg ruber (Hrsg.), 
Grundgesetz , 2009, Art . 104a G G Rn. 58 ff. und Art . 104b G G , passim = dies., O n l i n e ­ K o m ­
mentar z u m Grundgese tz (Internet: http: / /beck­onl ine.beck.de/) ; allgemein zur Bedeutung 
der Föderal ismusreform I, auch f ü r die Finanzverfassung, U. Hüde, Z u r Föderal ismusre­
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1. Anforderungen an die Neugestaltung des Staatsschuldenrechts 
Das Vorhaben musste vor allem drei konzeptionelle Schwierigkeiten meistern:38 
- Erstens sollte die neue Schuldenbremse wirksamer sein als die Vorgängervor­
schriften in Art. 109 Abs. 2 und Art. 115 Abs. 1 GG a.R; wie diese sollte sie 
der öffentlichen Hand die Möglichkeit einer antizyklischen Haushaltspolitik 
aber nicht nehmen. Als ideal wurde ein Selbstregulierungsmechanismus an­
gesehen;39 für den Fall von Regelverstößen gegen die Verschuldungsgrenzen 
oder die sie flankierenden verfahrensrechtlichen Arrangements bedurfte es 
aber auch der besseren verfassungsgerichtlichen Nachprüfbarkeit.40 
­ Zweitens forderte die föderale Pflichtenverteilung besondere Aufmerksam­
keit: Eine allein auf den Bundeshaushalt abzielende Schuldenbremse hätte die 
europarechtlichen Vorgaben verfehlt. Sie wäre auch innerstaatlich dysfunk­
tional geblieben, weil den Bund eine verfassungsrechtliche Einstandspflicht 
für einzelne Länder in Fällen einer sog. extremen Haushaltsnotlage trifft.41 
Die Neuregelung sollte daher die Verschuldungsgrenzen auf die Länder er­
strecken und auch die kommunalen Haushalte und alle Nebenhaushalte ein­
beziehen. 
­ Deshalb war aber ­ drittens ­ die Schwierigkeit zu meistern, wie man bun­
desverfassungsrechtlich einen Zuteilungsmodus für ein der Ländergesamt­
heit eingeräumtes Neuverschuldungskontingent konzipieren kann, der hin­
reichende Rechtssicherheit bietet, zugleich aber den Unterschieden zwischen 
den 16 Ländern in ihrer Größe und ihren haushaltswirtschaftlichen Aus­
gangsbedingungen gerecht wird. 
form in Deutschland, JZ 2006, S. 930; P. Selmer, Die Föderal ismusreform in Deutschland, JuS 
2006, S. 1052; ders., Zur Reform der bundesstaatl ichen Finanzverfassung, N V w Z 2007, S. 872; 
W. Försterimg, Kompetenzrecht l iche Probleme nach der Föderal ismusreform, Z G 2007, S. 36; 
C. Gaitamdes, Der Nat ionale Stabil i tätspakt nach der Födera l i smusreform ­ eine Fiktion, 
NJW2007 ,S .3112 . 
38 Zu den rechtspoli t ischen Opt ionen , die den Verfassungsänderungen im Rahmen der 
Föderal ismusreform II zugrunde gelegen haben, s. A. Glaser, Begrenzung der Staatsverschul­
dung durch die Verfassung ­ Ein Vergleich deutscher und schweizerischer Regelungen, D O V 
2007, S. 98 ff.; P. Selmer, N V w Z 2007 (Fn.37), S. 872 ff.; S.Konoth, Neue und einheitliche 
Schuldenbegrenzungsregeln f ü r Bund und Länder?, KritV 2008, S. 187 ff . ; / . Hancke, Defizi t ­
begrenzung im Bundesstaat , DVBl. 2009, S.621 f f ; /. Härtel, Grenzen der Illusion ­ Schul­
denbremse als Regulativ des staatlichen Handelns , Z G 2007, S. 399 f f ; dies., Föderal ismusre­
fo rm II, JZ 2008, S. 4 3 7 f f ; W. Weinzen, Fette und magere Jahre; Von Schranken, Bremsen und 
Rücklagen, D Ö V 2008, S. 535 ff. u n d / . Wieland, Staatsverschuldung als Herausforderung f ü r 
die Finanzverfassung, J Z 2006, S. 751 ff. 
39 W z e W ( F n . 3 8 ) , S . 7 5 3 . 
40 O b e n III. mit Fn. 19. 
41 BVerfG, Urt . v. 19.10.2006, 2 BvF 3/03, BVerfGE 116, 327. Zu Hin te rg rund und W ü r ­
digung s. S. Koriotb, Haushal tsnot lagen der Länder: Eigenverantwor tung statt Finanzaus­
gleich, Wirtschaf tsd iens t 2007, S. 182 ff. 
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Diese Anforderungen sind nach langen Beratungen, einem Blick über die Grenze 
und einem intensiven Austausch zwischen politischen Entscheidungsträgern in 
Bund und Ländern und Wissenschaftlern (v.a. Ökonomen) in ein Regelwerk um­
gesetzt worden, das die Reformkommission im März 2009 vorgelegt hat.42 Die­
ses Regelwerk enthält erhebliche Umgestaltungen des Rechts der staatlichen 
Kreditaufnahme. Neben den eigentlichen Verfassungsänderungen, die im Mit­
telpunkt der nachfolgenden Darstellung stehen, sind parallel Folgeregelungen 
auf der Ebene einfachen Bundesrechts verabschiedet worden. 
2. Asymmetrische Defizitbegrenzungen 
Die neuen Regeln lassen die Gesamtverschuldung unangetastet und beschrän­
ken allein die Neuverschuldung ­ dies aber sowohl für den Bund als auch für 
die 16 Länder, wenn auch in asymmetrischer Weise: Während die jährliche re­
guläre, d.h. ohne weitere Rechtfertigung zulässige Neuverschuldung des Bun­
des auf 0,35 Prozent des nominalen Bruttoinlandsprodukts begrenzt wird, gilt 
für die Länder ein echtes Neuerschuldungsverbot. Von dem Plan, der Länder­
gesamtheit eine Neuverschuldung von 0,15 Prozent des nominalen Brutto­
inlandsprodukts zuzubilligen, hat man wegen der ­ oben als dritten konzeptio­
nellen Problemkreis skizzierten ­ Schwierigkeiten in der Aufteilung dieses Ver­
schuldungskontingents zwischen den einzelnen Ländern Abstand genommen. 
Diese Klarheit der Rechtsfolgen (Bestimmtheit auf die zweite Nachkom­
mastelle) stellt legistisch besondere Anforderungen an die Tatbestandsbildung. 
Das gilt zunächst für die Bestimmung des Begriffs „Einnahmen aus Krediten" 
und dessen quantitative Konkretisierung.43 Große Bedeutung kommt dabei §2 
Abs. 1 S. 1 Halbs. 2 und § 3 des Ausführungsgesetzes zu Art. 115 GG zu, die die 
Bemessungsgrundlage um finanzielle Transaktionen wie die Veräußerung und 
den Erwerb von Beteiligungen, Kreditaufnahmen innerhalb des öffentlichen 
Bereichs, Tilgungsleistungen an den öffentlichen Bereich, Darlehensrückflüsse 
oder Darlehensvergaben bereinigen. 
42 Gesetz zur Änderung des G G v. 29.7.2009, BGBl. I 2009, S. 2248; und Begleitgesetz zur 
zweiten Föderal ismusreform v. 10.8.2009, BGBl. I 2009, S.2702. Zu Inhal t und Bedeutung 
der Neuregelung statt aller C. Seiler, Konsol idierung der Staatsf inanzen mithilfe der neuen 
Schuldenregel, JZ 2009, S.721 ff.; C. Waldhoff/P. Dietrich, Die Födera l i smusreform II, Z G 
2009, S. 97 ff.; / . Christ, Schuldenregel f ü r den Gesamtstaat ­ Ins t rument zur mittelfr ist igen 
Konsolidierung der Staatsfinanzen, N V w Z 2009, S. 1333 ff. 
43 Hie rzu im Einzelnen E. Reimer, in: V. Epping /C . Hil lg ruber (Hrsg.), Grundgese tz , 
2009, Art . 109 G G Rn.55 = dies., O n l i n e ­ K o m m e n t a r z u m Grundgese tz (Internet : ht tp : / / 
beck­online.beck.de/) . 
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3. Adressaten und betroffene Haushalte 
Noch grundlegender aber ist die Frage nach dem Kreis der Adressaten der 
Schuldenbremse und der von ihr betroffenen Haushalte. Die Verpflichtung aus 
Art. 109 Abs. 3 GG betrifft die Haushalte von Bund und Ländern. Adressaten 
sind also nur der Bund und die Länder, und zwar je für sich. Die nach Art. 109 
Abs. 2 GG a.F. bestehende Kooperationspflicht von Bund und Ländern44 hat 
sich mit dem länderseitigen Verschuldungsverbot in materieller Hinsicht erle­
digt; an ihre Stelle treten allerdings neue Gemeinschaftsaufgaben.45 Eine un­
mittelbare Bindung der Gemeinden und Gemeindeverbände an Art. 109 Abs. 3 
GG scheidet dagegen aus.46 Davon zu trennen ist aber die Frage nach den gegen­
ständlich einbezogenen Haushalten. Hier lässt die Formulierung des Art. 109 
Abs. 3 S. 1 GG offen, ob die Nebenhaushalte und die Haushalte der mittelbaren 
Staatsverwaltung ­ namentlich die kommunalen Haushalte ­ miterfasst wer­
den. Die Gesetzesbegründung lehnt die Einbeziehung der Defizite von Sozial­
versicherungen und Gemeinden zwar ab. Die dafür angeführte Begründung 
(die Einbeziehung stelle sowohl inhaltlich als auch in der zeitlichen Abfolge un­
erfüllbare Informationsanforderungen an die Aufstellung der Haushalte von 
Bund und Ländern)47 überzeugt allerdings nicht. Die Informationsübermitt­
lung und ­Verwertung ­ deren Regelung ohnehin nicht Sache des Bundes­, son­
dern der Landesgesetzgeber ist ­ lässt sich durch klare zeitliche Vorgaben für die 
Aufstellung der kommunalen Haushalte ohne Weiteres bewältigen, zumal die 
Länder auch gegenüber den Kommunen atmende Schuldenbremsen vorsehen 
können, solange ein interkommunales „cash management" für einen Ausgleich 
im Außenverhältnis zum Bund und zu den anderen Ländern sorgt. 
Richtigerweise ist deshalb zu differenzieren: Bereits für Art. 109 Abs. 2 GG 
a.F. hatte das Bundesverfassungsgericht die Notwendigkeit einer Einbeziehung 
der Nebenhaushalte deutlich erkennen lassen.48 Nunmehr zeigt Art. 143d Abs. 1 
S. 2 Halbs. 2 GG, dass die Sondervermögen dem Grunde nach von Art. 109 und 
Art. 115 GG erfasst werden und dass dies gerade auch für Art. 109 Abs. 2 GG 
gilt. Seit dem 1.1.2011 ist keinerlei Neuverschuldung der Sondervermögen mehr 
zulässig;49 alle Defizite müssen aus Zuschüssen der jeweiligen Trägerkörper­
schaft (also aus dem Bundes­ bzw. Landeshaushalt) gedeckt werden. 
Für die Untergliederungen der Länder, namentlich die Gemeinden und Ge­
meindeverbände, hatte das Bundesverfassungsgericht eine unmittelbare Bin­
dung dagegen bislang offen gelassen.50 Die historische Auslegung ist ebenfalls 
44 BVerfGE 86,148 (269). 
45 Art . 109a, 143d Abs. 2 G G . H i e r z u näher unten 6.­8. 
46 Vgl. die Gese tzesbegründung auf BR­Drs. 262/09, S. 22 und Seiler (Fn. 42), S. 723. 
47 BR­Drs . 262/09, S. 22. 
48 BVerfGE 86, 148 (266). 
49 Art . 143d Abs. 1 S. 2 Halbs. 2 G G . 
50 BVerfG N V w Z 1990, 357 unte r II .3 .L; f ü r eine Einbeziehung in den Anwendungs ­
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offen: Eine subjektiv-historische Auslegung, die sich auf die Gesetzesbegrün­
dung51 stützt, spricht gegen eine Einbeziehung der Kommunen. Demgegen­
über legen die objektiv­historische Auslegung und namentlich die Entste­
hungsgeschichte der Schuldenbremse in Art. 109 Abs. 3 GG n.F. und Art. 115 
Abs. 2 GG n.F. eine Einbeziehung der kommunalen Neuverschuldung nahe. 
Denn neben der dort verwendeten Grenze von 0,35 v.H. des nominalen Brutto­
inlandsprodukts war ursprünglich eine Grenze von 0,15 v.H. des nominalen 
Bruttoinlandsprodukts für die Länder vorgesehen (die dann im Verlauf der Be­
ratungen der Föderalismuskommission II aufgegeben wurde). In der Summe 
entsprachen diese beiden Beträge exakt der Gesamtverschuldungsgrenze von 
0,5 v.H. des Bruttoinlandsprodukts, die der Europäische Stabilitäts­ und Wachs­
tumspakt den Mitgliedstaaten vorgibt und die sich auf sämtliche öffentlichen 
Haushalte einschließlich der kommunalen Haushalte und der Nebenhaushalte 
bezieht. Das zeigt, dass von Anfang an nicht an eine Separierung der kommuna­
len Haushalte gedacht war. Vielmehr erfordern die Wirksamkeit der Schulden­
bremse (Rechtsgedanke des Umgehungsschutzes), aber auch der Schutz der Ge­
meinden vor der ansonsten drohenden Gefahr einer Überbürdung von Lasten 
aus den Landeshaushalten auf sie eine Erstreckung des Art. 109 Abs. 3 GG auf 
die kommunalen Haushalte. Entsprechendes gilt i.R.d. Art. 109a S. 1 GG für 
den Begriff der Haushaltsnotlage und für die Uberwachungs­ und Sanierungs­
kompetenzen des Stabilitätsrats. Diese Erstreckung der Art. 109, 109a GG auf 
die Kommunen entspricht zugleich der allgemeinen Entwicklung der Finanz­
verfassung zu einer fortschreitenden Mediatisierung der Kommunen. 
Entsprechendes gilt für die Sozialversicherungen. Zwar sollen auch sie nach 
der Gesetzesbegründung52 nicht einbezogen werden. Auch hier sprechen aber 
m.E. die besseren Gründe schon de constitutione lata für eine Anwendbarkeit 
der Schuldenbremse.53 
4. Ausnahmetatbestände 
Beide Ebenen ­ Bund und Länder ­ erhalten aber zusätzlich Kompetenzen zur 
Neuverschuldung in Krisenzeiten. Diese Kompetenzen sind in drei Gruppen 
vertypt; jede Gruppe unterliegt besonderen Kompetenzausübungsschranken ­
etwa dem Erfordernis, dass die betroffene Körperschaft zeitgleich einen Til­
gungsplan vorlegen muss, der vorzusehen hat, dass die Neuverschuldung in den 
Folgejahren nach Ende der Krise durch eine entsprechende Tilgung der Schul­
den zu kompensieren ist. 
bereich von Art . 109 Abs. 2 G G a.F. dagegen T. Maunz in: T. M a u n z / G . Dür ig , Grundgese tz , 
Art . 109 Rn. 39 f. 
51 BR­Drs. 262/09, S. 22. 
52 BR­Drs. 262/09, S. 22. 
53 Plädoyer f ü r eine bundesgesetzliche Regelung bei Seiler (Fn. 42), S. 723 mit Fn. 16. 
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a) Konjunkturbedingte Neuverschuldung 
Mit A r t . 109 Abs. 3 S. 2 Fall 1 G G , der f ü r den Bund durch Ar t . 115 Abs. 2 S. 3 
G G aufgegr i f fen wird , behal ten die Haushal t sgese tzgeber von Bund u n d Län­
de rn das Recht zu einer ant izykl i schen Haushal t spol i t ik : Sie dür fen in Phasen 
kon junk tu re l l e r Schwäche neue Kredi te i.S.d. A r t . 109 Abs. 3 S. 1 G G aufneh­
men, ohne insoweit von Verfassungs wegen noch an die f r ü h e r e n Vorgaben des 
„magischen Vierecks" gebunden zu sein.54 
Ö k o n o m i s c h liegt dieser G e s t a t t u n g einer k o n j u n k t u r b e d i n g t e n N e u v e r ­
schu ldung der G e d a n k e einer Stä rkung der sog. eingebauten Stabilisatoren zu­
grunde . Sie sorgen f ü r die Auf rech t e rha l t ung oder sogar A n k u r b e l u n g der Bin­
nennachf rage in Krisenze i ten u n d beugen in Zeiten des B o o m s einer Uberh i t ­
z u n g der K o n j u n k t u r vor.5 5 A r t . 109 Abs. 3 G G gibt B u n d u n d Lände rn viel 
Spielraum f ü r eine N e u v e r s c h u l d u n g in der Baisse u n d dami t f ü r eine das ak­
tuelle S t e u e r a u f k o m m e n übers te igende, d.h. k o n j u n k t u r s t ü t z e n d e Ausgaben­
p o l i t i k ­ z.B. im Bereich aktiver Bildungs­ , Forschungs­ u n d Arbe i t smark tpo l i ­
t ik , aber auch einer unmi t t e lba ren K o n s u m s t ü t z u n g , u n d fung ie r t u mg ek eh r t 
als K o n j u n k t u r d ä m p f e r : Er soll B u n d u n d Länder dazu bringen, ihre Mehre in ­
n a h m e n in Boomze i t en nicht ­ wie bisher ­ zu synch ronen Ausgabene rhöhun­
gen zu verwenden , sondern Rücklagen zu bilden bzw. Verbindl ichkei ten aus der 
letzten Krise z u r ü c k z u f ü h r e n . Desha lb sieht A r t . 109 Abs. 3 S. 2 Fall 1 G G vor, 
dass Regelungen zur im A u f ­ u n d A b s c h w u n g symmet r i s chen Berücksicht i ­
gung der A u s w i r k u n g e n einer von der N o r m a l l a g e abweichenden k o n j u n k t u ­
rellen E n t w i c k l u n g getroffen werden. 3 6 
b) Neuverschuldung bei Naturkatastrophen und in Notsituationen 
D a n e b e n ist eine N e u v e r s c h u l d u n g nach A r t . 109 Abs. 3 S.2 Fall 2 G G aus­
nahmswe i se bei N a t u r k a t a s t r o p h e n oder außergewöhnl i chen Nots i t ua t i onen 
zulässig. Bei der K o n k r e t i s i e r u n g dieser Krisenbegr i f fe k o m m t den Gese tz ­
gebern des Bundes u n d der Länder ein Einschä tzungssp ie l raum zu, der aller­
dings nicht grenzenlos ist. 
54 Die Verpfl ichtung auf das gesamtwir tschaf t l iche Gleichgewicht i.S.d. Art . 109 Abs. 2 
G G a.F. hat der Gesetzgeber durch § 1 S. 2 des Stabilitätsgesetzes v. 8.6.1967 (BGBl. I 1967, 
S. 582) durch die Postulate der Stabilität des Preisniveaus, eines hohen Beschäft igungsstands, 
eines außenwir t schaf t l i chen Gleichgewichts und eines stetigen und angemessenen W i r t ­
schaf t swachs tums konkret is ier t . 
55 Zu diesen eingebauten Stabilisatoren gehören einerseits Sozialleistungen i.w.S. (na­
mentl ich Kurzarbei tergeld , Arbeitslosengeld und die sog. Beihilfe z u m Lebensunterhal t) , 
Sanierungsbeihi l fen, Invest i t ionshi l fen und unmi t t e lba r konsumbezogene Subventionen 
wie die sog. „Abwrackprämie" und andererseits z.B. der progressive Einkommensteuer tar i f 
(§32a EStG), der f ü r überpropor t iona le Mehre innahmen von Bund und Ländern (Art. 106 
Abs. 3 S. 1 und S.2 G G ) in der H o c h k o n j u n k t u r sorgt. 
56 D a z u näher unten 5. 
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Die Auslegung des Begriffs der Naturkatastrophe kann sich an dem Be­
griffsverständnis i.R.v. Art. 11 Abs. 2,35 Abs. 2 S. 2, 35 Abs. 3 S. 1 GG orientie­
ren.57 Im Umkehrschluss zu Art. 35 Abs. 2 und Abs. 3 GG werden Unglücks­
fälle und ihre typischen Folgen nicht erfasst. Eine außergewöhnliche Notsi­
tuation ist eine ­ plötzlich eintretende oder sich jedenfalls rapide verschärfende 
und darin nach Art und Maß unvorhersehbare ­ Krise, die sich der Kontrolle 
des Staates entzieht. Der Tatbestand der außergewöhnlichen Notsituation hat 
eine Auffangfunktion für die vom Begriff der Naturkatastrophe nicht erfass­
ten anthropogenen Unglücksfälle, knüpft die Zulässigkeit der Neuverschul­
dung hier aber an die zusätzliche Voraussetzung einer erheblichen Beeinträch­
tigung der Finanzlage.58 
Die Naturkatastrophe bzw. Notsituation muss ursächlich für den Neuver­
schuldungsbedarf gewesen sein oder ihn jedenfalls maßgeblich mitveranlasst 
haben. Auch im Hinblick auf diesen verfassungsrechtlichen Veranlassungs­
zusammenhang kommt dem Gesetzgeber aber ein Einschätzungsspielraum zu. 
Daraus ergeben sich zugleich Beschränkungen der Rechtsfolgen. Die Neuver­
schuldung darf nicht über das erforderliche Maß hinausgehen. Dieses Maß wird 
nicht durch die typische (statistische) Normallage bestimmt; vielmehr zeigen 
gerade die erhöhten tatbestandlichen Voraussetzungen des Art. 109 Abs. 3 S.2 
Fall 2 GG, dass es einen Selbstbehalt der betroffenen Gebietskörperschaft ge­
ben muss. Die Neuverschuldung darf daher nur so hoch sein, dass die haushalts­
wirtschaftliche Lage bei Anspannung aller Konsolidierungskräfte gerade wie­
der unter die durch die Tatbestände des Art. 109 Abs. 3 S. 2 Fall 2 GG markier­
ten Schwellenwerte fällt. 
Zu beachten ist, dass tatbestandlich keine Verknüpfungen zwischen der Fall­
gruppe der konjunkturellen Krisen (Art. 109 Abs. 3 S. 2 Fall 1 GG) und den an­
schließenden Fallgruppen des Art. 109 Abs. 3 S.2 Fall 2 GG (Naturkatastro­
phen, außergewöhnliche Notsituationen) bestehen. Die in der zweiten und drit­
ten Fallgruppe genannten externen Krisenauslöser können aber faktisch so 
massive Auswirkungen auf die Konjunktur haben, dass die tatbestandlichen 
Voraussetzungen mehr als einer Fallgruppe nebeneinander erfüllt sind. Soweit 
die Rechtsfolgen abweichen (weil die Tilgungsregel i.S.d. Art. 109 Abs. 3 S.3 
GG kein striktes Symmetriegebot enthält), setzt sich m.E. die weitergehende 
Kompetenznorm des Art. 109 Abs. 3 S.2 Fall 2 GG durch, so dass das Sym­
metrieerfordernis insgesamt allenfalls abgemildert gilt.59 
57 Vgl. etwa/3 . Kumg in: I. von Münch/P . Kunig (Hrsg.), Grundgese tz , Bd. I, 5. Aufl . 2000 
Art . 11 Rn. 25; M, Gubelt in: I. von Münch/P . Kunig (Hrsg.), Grundgse tz , Bd. 1, 5. Aufl . 2000 
Art . 35 Rn. 25; jeweils m.w.N. 
58 Zu Beispielen s. die Gesetzesbegründung auf BT­Drs. 16/12410, S. 16 f. 
59 Zu Einzelheiten s. Reimer (oben Fn. 43), Rn. 71 ff. 
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c) Neuverschuldung des Bundes in der Normallage 
Nach Art. 115 Abs. 2 S.4 GG ist den Anforderungen des Verbots strukturel­
ler Neuverschuldung auf Bundesebene bereits dann entsprochen, wenn die Ein­
nahmen aus Krediten 0,35 v.H. des nominalen Bruttoinlandsprodukts nicht 
überschreiten. In dieser Regelung typisiert der verfassungsändernde Gesetz­
geber ein vermutetes Mindestniveau beständig getätigter Zukunftsinvesti­
tionen.60 Zur Konkretisierung der Bemessungsgrundlage (des „maßgeblichen 
Bruttoinlandsprodukts") ist der Bundesgesetzgeber berufen. Er ordnet an, dass 
dabei das nominale Bruttoinlandsprodukt des der Haushaltsaufstellung voran­
gegangenen Jahres anzusetzen ist, wie es zuvor vom Statistischen Bundesamt 
ermittelt worden ist.61 
5. Kompensationspflichten 
Für jede konjunkturbedingte Neuverschuldung62 gilt das Symmetriegebot aus 
Art. 109 Abs. 3 S.2 Fall 1 GG. Eine entsprechende Tilgungsregelung verlangt 
Art. 109 Abs. 3 S. 3 GG für die Neuverschuldung nach Art. 109 Abs. 3 S. 2 Fall 
2 GG bei Naturkatastrophen und in außergewöhnlichen Notsituationen.63 Le­
diglich für die begrenzte Neuverschuldung des Bundes in der Normallage64 be­
stehen keinerlei Kompensationspflichten. 
a) Symmetriegebot 
Das Symmetriegebot aus Art. 109 Abs.3 S.2 GG bezieht sich auf die Auswir­
kungen der konjunkturellen Entwicklung und verpflichtet die Gesetzgeber des 
Bundes und der Länder zum Erlass von Regelungen, die diese Entwicklung 
symmetrisch berücksichtigen. Dem Grunde nach soll dadurch gewährleistet 
sein, dass die Neuverschuldung in einer konjunkturschwachen Periode durch 
eine korrespondierende Tilgung in der nächstfolgenden Periode einer wieder­
erstarkten Konjunktur vollständig ausgeglichen wird. Geboten ist indes nicht 
eine schlichte Spiegelsymmetrie des Verlaufs der Neuverschuldung einerseits 
und des Tilgungsverlaufs andererseits; sie wäre schon wegen der typischerweise 
unterschiedlichen Längen von Aufschwung einerseits und Abschwung ande­
rerseits verfehlt. Entscheidend ist vielmehr eine Regelsymmetrie, d.h. die Ver­
wendung einer einheitlichen Formel, die ohne Ansehen des Vorzeichens für 
beide Phasen ex ante den Zusammenhang zwischen der Veränderung der Wirt­
60 BR­Drs . 262/09, S. 9; Seiler (Fn. 42), S. 723. 
61 §4 G 115 (Artikel 115­Gesetz), v. 10.8.2009, BGBl. I 2009, S.2702. Z u m Erfordernis ei­
ner Objek t iv i t ä t swahrung bei dieser Ermi t t lung s. Seiler (Fn.42), S. 723 mit Fn.22 und dem 
zut ref fenden Hinweis auf BVerfGE 116, 327 (396). 
62 O b e n 4.a). 
63 O b e n 4.b). 
64 Oben4.c) . 
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Schaftsleistung (oder anderen geeigneten Indikatoren) und der Veränderung des 
Schuldenstandes festlegt. 
Die Ausgestaltung dieser Formel (Auswahl und Gewichtung der Indika­
toren, Festsetzung eines Verschuldungs­ bzw. Tilgungsfaktors, Entscheidung 
über eine evtl. Verzinsung) ist Sache des jeweiligen Bundes­ oder Landesgesetz­
gebers. Ihm kommt dabei ein erheblicher Gestaltungsspielraum zu. Von Verfas­
sungs wegen sind die Gesetzgeber lediglich gehalten, die vollständige Tilgung 
in einem noch überschaubaren Zeitraum herbeizuführen,65 sich dabei am Stand 
des verfügbaren ökonomischen Prognosewissens zu orientieren und ggf. aus ei­
genen Fehleinschätzungen in früheren Konjunkturzyklen zu lernen. 
b) Tilgungsregelung 
Für den Fall der Neuverschuldung bei Naturkatastrophen oder außergewöhn­
lichen Notsituationen, die sich der Kontrolle des Staates entziehen, verlangt 
Art. 109 Abs. 3 S. 2 GG von den Gesetzgebern des Bundes bzw. des betroffenen 
Landes eine „entsprechende Tilgungsregelung". 
Ihrem Inhalt nach ist diese Tilgungsregelung die Erklärung darüber, wann 
welcher Teil der aktuell neu aufgenommenen Kredite getilgt werden soll. An­
ders als im Fall der konjunkturbedingten Neuverschuldung ist hier aber keine 
strikte Symmetrie zu verlangen. Mit dem Erfordernis einer lediglich „entspre­
chenden" Tilgungsregelung trägt Art. 109 Abs. 3 S. 2 Fall 2 GG den Besonder­
heiten nichtkonjunktureller Krisen, d.h. namentlich ihrem plötzlichen Kom­
men und ihrem nur allmählichen Verschwinden Rechnung. Ausreichend sind 
insbesondere statische Tilgungsregelungen66 oder einnahmengebundene Dyna­
misierungen.67 Für den Bund hat der Gesetzgeber die Anforderungen an die 
Tilgungsregelung dahin konkretisiert, dass die Kredite binnen eines „angemes­
senen" Zeitraums zurückzuführen sind.68 
Die Tilgungsregelung hat Normqualität, enthält also nicht nur politische 
Absichtsbekundungen. Sie hat normhierarchisch zwar nur den Charakter ei­
nes einfachen Bundes­ bzw. Landesgesetzes. Angesichts des in Art. 110 Abs. 4 
S. 1 GG niedergelegten Bepackungsverbots, aus dem sich erhebliche Beschrän­
kungen für die Aufnahme ­ positiver oder negativer ­ materieller Regelungen 
in Haushaltsplan und Haushaltsgesetz ergeben,69 ist die Tilgungsregelung aber 
m.E. für den späteren Haushaltsgesetzgeber bindend. 
65 Vgl. BT­Drs. 16/12410, S. 16 („mittel­ bis langfristig"). 
66 Beispiele: Tilgung in x gleichen Jahresbeträgen, Tilgung durch einmalige vollständige 
Rückzahlung am Stichtag y. 
67 Beispiel: Verwendung von x Prozent des A u f k o m m e n s aus der Y­Steuer bis zur voll­
ständigen Tilgung der Katastrophenschulden. 
68 § 6 S. 3 des Gesetzes zur A u s f ü h r u n g von Art . 115 G G (oben Fn. 61). 
69 Hierzu z.B. Reimer (oben Fn. 43), Art . 110 G G Rn. 48 f. 
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Das bedeutet indes nicht, dass die Tilgungsregelung ihrerseits änderungs­
fest wäre. Vielmehr kann sie prinzipiell durch ein späteres Bundes­ bzw. Lan­
desgesetz modifiziert oder suspendiert werden. Das gilt zunächst dann, wenn 
der Gesetzgeber ursprünglich eine überobligationsmäßig schnelle Tilgung an­
geordnet hat; in diesem Fall kann er den verfassungsrechtlichen Rahmen jeder­
zeit noch nachträglich ausschöpfen. Daneben kann eine Änderung oder Suspen­
dierung der Tilgungsregelung aber auch zulässig sein, wenn es wider Erwarten 
zu einer Verschärfung oder Verlängerung der neuverschuldungsbegründenden 
Krise kommt. Das gleiche gilt, wenn eine überholende Krise eintritt, die ihrer­
seits die oben genannten materiellen Voraussetzungen des Art. 109 Abs. 3 S.2 
GG erfüllt. In beiden Fällen kann der Gesetzgeber m.E. frei darüber entschei­
den, ob die beiden (verbleibenden) Neuverschuldungsbeträge getrennt zu er­
fassen und zu tilgen sind oder ob er die alten und die neuen Neuverschuldungs­
beträge zusammenfasst (konsolidiert) und bei dieser Gelegenheit für die erste 
Tranche eine Streckung der Tilgungsdauer bei Reduktion der einzelnen Raten 
erreicht. 
6. Der Stabilitätsrat 
Institutionell werden die Neuregelungen durch ein neu geschaffenes Organ 
überwacht, den sog. Stabilitätsrat (Art. 109a GG n.F.). Er steht in der Tradition 
des bisherigen Finanzplanungsrats und bildet das organisationsrechtliche Kom­
plement der materiellen Regelungen, die der verfassungsändernde Gesetzgeber 
in Art. 109 und 115 GG n.F. verankert hat. Daher kann Art. 109a GG zu ei­
ner wichtigen Auslegungshilfe für die Art. 109 und 115 GG werden. Der Rege­
lungsrahmen des Art. 109a GG wird durch ein Stabilitätsratsgesetz ausgefüllt,70 
das die verfassungsrechtlichen Vorgaben sowohl in formeller (Rechtsstellung, 
Zusammensetzung, Verfahren, Handlungsformen) als auch in materieller Hin­
sicht (Ausfüllung unbestimmter Rechtsbegriffe) konkretisiert und das zugleich 
auf die Auslegung von Art. 109a GG ausstrahlt.71 
Der Stabilitätsrat ist mit finanzverfassungsrechtlichen Gemeinschaftsauf­
gaben betraut: der fortlaufenden Überwachung der Haushaltswirtschaft von 
Bund und Ländern, der Früherkennung und förmlichen Feststellung des Dro­
hens von Haushaltsnotlagen und einer darauf aufbauenden Vermeidung ihres 
Eintritts. Er bildet das einzige Beispiel für eine im GG selber angelegte institu­
tionelle Verfestigung einer Gemeinschaftsaufgabe. Als gemeinsames Gremium 
muss der Stabilitätsrat mit Äquidistanz zu beiden Verbänden begriffen werden. 
Aus praktischen Gründen ist er zwar organisatorisch bei der Bundesregierung 
70 Art . 1 des BegleitG zur zweiten Födera l i smusreform (oben Fn. 42). 
71 Einzelheiten bei Reimer (oben Fn. 43), Ar t . 109a Rn. 4 f. 
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angesiedelt.72 Bereits die Geschäftsstelle wird aber paritätisch besetzt (je ein 
Vertreter des Bundes und der Ländergesamtheit).73 Der Stabilitätsrat nimmt da­
her personell und funktional eine föderale Zwischenstellung ein, die den Anfor­
derungen des Art. 79 Abs. 3 GG standhält,74 aber in mehrfacher Hinsicht neu­
artige Fragen aufwirft. 
Nach Art. 109a S. 1 kommen dem Stabilitätsrat vier Aufgaben zu, für die je 
ein eigenständiges Verfahren zu durchlaufen ist: die laufende Überwachung der 
Haushaltswirtschaft,75 die Feststellung drohender Haushaltsnotlagen,76 die 
Aufstellung von Sanierungsprogrammen77 und die Überwachung ihrer Durch­
führung.78 Angesichts seiner Stellung als ein ­ dem föderalen Staatsaufbau des 
Grundgesetzes im Übrigen fremdes ­ Gemeinschaftsorgan bilden diese vier in 
Art. 109a S. 1 GG genannten Verfahrensarten einen Numerus clausus. Aller­
dings kann der Stabilitätsrat zur bestmöglichen Wahrnehmung seiner verfas­
sungsrechtlichen Aufgaben für jede dieser vier Verfahrensarten ein hohes Maß 
an Effektivität beanspruchen; er verfügt insbesondere über weit reichende in­
formationelle Kompetenzen gegenüber Bund und Ländern. Der Effektivität sei­
nes Handelns dient auch das Publizitätserfordernis aus Art. 109a S. 2 GG.79 
Damit will der verfassungsändernde Gesetzgeber ein geschlossenes System 
regelmäßiger Haushaltsüberwachung schaffen.80 Deshalb müssen die einzel­
nen Verfahrensstufen folgerichtig aufeinander aufbauen. Das bedeutet negativ, 
dass sich die Aufstellung eines Sanierungsprogramms nur aus der vorherigen 
ordnungsgemäßen Feststellung einer drohenden Haushaltsnotlage, diese wie­
derum nur aus einer ordnungsgemäßen Überwachungstätigkeit und den aus ihr 
gewonnenen Daten ergeben kann. Die Feststellung des Drohens einer Haus­
haltsnotlage ist von Verfassungs wegen geboten, sobald die nach Art. 109a S. 1 
Nr. 1 GG erhobenen Daten den materiellen Anforderungen entsprechen, die 
der Bundesgesetzgeber festgelegt hat; dem Stabilitätsrat kommt dabei kein Er­
messensspielraum zu. Ebenso sind der Übergang von dem Feststellungsverfah­
ren in das Sanierungsverfahren und der spätere Abschluss des Sanierungsver­
fahrens gebundene Entscheidungen. 
Die Erstreckung des Publizitätserfordernisses81 auf Beratungsunterlagen be­
legt die besondere Bedeutung, die ein geordnetes Verfahren für die Entschei­
dungen des Stabilitätsrates hat. Sie müssen auf Beratungen beruhen. Damit ist 
72 § 1 Abs. 1 S. 3 StabilitätsratsG. 
73 § 1 Abs. 6 StabilitätsratsG. 
74 Einzelheiten bei Reimer (oben Fn. 43), Art . 109a Rn. 10.1. 
75 Art . 109a S. 1 Nr. 1; hierzu Reimer (Fn. 43), Art . 109a G G Rn. 31 ff. 
76 Art . 109a S. 1 Nr. 2; hierzu Reimer (Fn. 43), Art . 109a G G Rn. 36 ff. 
77 Art . 109a S. 1 Nr. 3; hierzu Reimer (Fn. 43), Art . 109a G G Rn. 42 ff. 
78 Art . 109a S. 1 Nr. 3; hierzu Reimer (Fn. 43), Art . 109a G G Rn. 49 ff. 
79 Art . 109a S. 2; hierzu Reimer (Fn. 43), Art . 109a G G Rn. 57 ff. 
80 BT­Drs. 16/12410. 
81 A r t . 1 0 9 a S . 2 G G . 
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ein Verfahren verlangt, das ergebnisoffen ausgestaltet, von Sachverstand getra­
gen und dem materiellen Ziel der Vermeidung von Haushaltsnotlagen verpflich­
tet sein muss. 
Für alle vier Verfahren kommt dem Bundesgesetzgeber ein erheblicher Ge­
staltungsspielraum zu. Bei seiner Ausfüllung muss der Gesetzgeber die Effekti­
vität der Auf gabenwahrnehmung und das Vertrauen in ihre Rechtsstaatlichkeit 
sichern. Dazu muss das Gesetz den von einem Verfahren betroffenen Gebiets­
körperschaften einerseits rechtliches Gehör gewähren, sie anderseits von jeder 
Entscheidung in eigener Sache ausschließen.82 
7. Ubergangsregelungen 
Namentlich finanzschwache und chronisch defizitäre Bundesländer hatten sich 
allerdings außer Stande gesehen, einem raschen Anwendungsbeginn der oben 
skizzierten Neuregelungen zuzustimmen. Sie haben Möglichkeiten zu einer 
Hinauszögerung des Anwendungsbeginns der Vorschriften erreicht und den 
politischen Preis für die Schuldenbremse in die Höhe getrieben.83 Nach den in­
tertemporalen Regelungen des Art. 143d Abs. 1 GG werden deshalb den Län­
dern besonders großzügige, allerdings gestufte Ubergangsfristen eingeräumt. 
Danach war bis einschließlich des Haushaltsjahres 2010 generell noch die vor 
2009 geltende Fassung von Art. 115 GG anzuwenden,84 so dass die Neuver­
schuldung des Bundes (ohne Sondervermögen) bis dahin auf die laufenden In­
vestitionen begrenzt blieb. 
Dieser ersten Ubergangsphase folgte ab dem Jahr 2011 eine zweite, nun aber 
für den Bund einerseits und die Länder anderseits unterschiedlich lange Über­
gangszeit.85 Für den Bund erstreckt sich die zweite Ubergangszeit auf die Jahre 
2011 bis 2015 und ist damit nur gut halb so lang wie die der Länder aus Art. 143d 
Abs. 1 S. 3 GG, die ­ wenn das jeweilige Land es so festsetzt ­ längstens bis ein­
schließlich 2019 dauern kann. In der Ubergangsphase soll das Nulldefizit durch 
einen graduellen Abbau der Neuverschuldung vorbereitet werden. Diese Vor­
gabe hat allerdings lediglich adhortativen Charakter; aus ihr ergeben sich keine 
konkreten Rechtsfolgen. Insbesondere ist nicht ausgeschlossen, dass die Net­
toneuverschuldung in allen oder einzelnen dieser Jahre wieder über dem Ni­
veau des jeweiligen Vorjahres liegt. Strengere Vorgaben enthält Art. 143d Abs. 2 
S. 5 GG allein, aber immerhin für die Empfängerländer der Konsolidierungs­
hilfen;86 hier sind jährliche Abbauschritte erforderlich. Erst wenn auch diese 
82 O b e n 3. 
83 S. zu den Konsol idierungshi l fen unten 8. 
84 Hie rzu näher Reimer (oben Fn. 43), Art . 143d Rn. 2 f. 
85 Art . 143d Abs. I S . 3 bis 7 G G . 
86 Unten 8. 
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zweite Übergangsphase abgelaufen ist, wird die jeweilige Schuldenbremse voll 
anwendbar sein. 
8. Konsolidierungshilfen 
Zudem erhalten fünf Bundesländer in der Ubergangszeit bis Ende 2019 aus 
dem Bundeshaushalt zusätzliche Finanzmittel in einem Gesamtvolumen von 
800 Mio. Euro:87 Berlin, Bremen, das Saarland, Sachsen­Anhalt und Schleswig­
Holstein. Diese Konsolidierungshilfen bilden den Preis, den der Bund und die 
Mehrheit der Länder für die nach Art. 79 Abs. 2 GG erforderlichen Mehrheiten 
für die Föderalismusreform II zu entrichten haben; zugleich könnten sie aber 
dazu beitragen, dass der Kompromiss eine besondere politische Festigkeit er­
langt. Einzelheiten ergeben sich aus dem parallel zu Art. 143d GG verabschie­
deten Konsolidierungshilfengesetz.88 
VII. Perspektiven 
Die Begrenzung der Staatsverschuldung ist zur Sicherung der Liquidität der öf­
fentlichen Haushalte unentbehrlich. In der Tradition mangelnder Justiziabili­
tät der Finanzverfassungen des 19. und 20. Jahrhunderts vermochte die bloße 
Verpflichtung der öffentlichen Haushalte auf das gesamtwirtschaftliche Gleich­
gewicht und auf die Maastrichter Konvergenzkriterien die Staatsverschul­
dung nicht wirksam einzudämmen. Erst die Einführung der Schuldenbremse 
des Jahres 2009 setzt einen Meilenstein in der Begrenzung der Neuverschul­
dung des Bundes und der Länder einschließlich ihrer Nebenhaushalte. Die Re­
gelungen lassen Augenmaß und Weitsicht erkennen. Sie stehen einer antizykli­
schen Haushaltspolitik nicht entgegen, halten die öffentlichen Haushalte aber 
zur Sparsamkeit in guten Zeiten an. 
Nicht zu übersehen sind aber auch die Defizite der neuen Regelungen. Im 
Unterschied zum Europäischen Stabilitäts­ und Wachstumspakt enthält das 
Grundgesetz nach wie vor weder eine Begrenzung der Gesamtverschuldung89 
noch eine Begrenzung der verdeckten Verschuldung, wie sie sich namentlich 
aus der Begründung neuer Pensionslasten und dem abnutzungsbedingten Wert­
verzehr in der staatlichen Infrastruktur ergibt. Und selbst die neue Schulden­
bremse lässt Fragen offen: Wird sie sich als justiziabel genug erweisen? Wird es 
gelingen, die neuen Regelungen so konsequent anzuwenden, dass sie auch die 
kommunalen Haushalte und die Nebenhaushalte von Bund und Ländern er­
87 A r t . 1 4 3 d A b s . 2 G G . 
88 Art . 3 des Begleitgesetzes zur zweiten Föderal ismusreform (oben Fn. 42). Dieses Gesetz 
bedurf te der Zus t immung des Bundesrates (Art. 143d Abs. 2 S. 3 GG). 
89 Waldhoff/Dietrich (Fn.42), S. 117 f. 
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fassen?9 0 W i r d der neu eingerichtete Stabili tätsrat hinre ichend effektiv arbei­
ten können , auch w e n n i hm keine Sank t ionskompe tenzen zu G e b o t e stehen? 
W i r d sich eine D o g m a t i k der V o r w i r k u n g e n entwickeln lassen, durch die auch 
die B e g r ü n d u n g von nicht unmi t t e lba r kassenwirksamen Eventualverbindl ich­
kei ten begrenzen lässt? 
U b e r allem aber steht die Frage nach der K o n g r u e n z von Sein u n d Sollen: 
Werden B u n d u n d Länder die Schuldenbremse hausha l t swi r t schaf t l i ch über ­
haup t beachten können? Sicher ist, dass die Begrenzung der K r e d i t a u f n a h m e 
an anderer Stelle kompens ie r t werden muss. Finanzpol i t i sch , aber auch verfas­
sungsrecht l ich ist p r i m ä r an eine Aufgabenkr i t i k zu denken . D a n e b e n k o m m t 
eine Stä rkung der Steue re innahmen in Betracht . Mit guten G r ü n d e n ist die Ein­
f ü h r u n g substanzie l ler Rech t se t zungs ­ u n d E r t r a g s k o m p e t e n z e n der Länder 
u n d K o m m u n e n im Bereich der Steuern geforder t worden, 9 1 die indes nur durch 
eine „Födera l i smusre fo rm I I I " möglich wäre: D e n n w ä h r e n d k o m m u n a l e H e ­
besätze z u r E i n k o m m e n s t e u e r d u r c h ein einfaches Bundesgesetz e inge füh r t 
werden könnten , 9 2 er forder t die E i n f ü h r u n g von Hebesa tz rech ten der Länder 
zunächs t eine Ver fas sungsänderung 93 Bislang schrecken die Kartel le der Bun­
desländer u n d der k o m m u n a l e n Spi tzenverbände vor der E i n f ü h r u n g derar t i ­
ger kompet i t iver Elemente in die bundesstaat l iche Finanzver fassung ebenso zu­
rück 9 4 wie vor plebiszi tären Elementen , etwa einem Referendumsvorbeha l t f ü r 
die den L ä n d e r n u n d G e m e i n d e n nach A r t . 109 Abs. 3 G G mögliche N e u v e r ­
schuldung in Krisenzei ten . Es ist nicht ausgeschlossen, dass die Schuldenbremse 
hier ein U m d e n k e n veranlasst . 
Gemeinsam könn ten die Ausgabenkr i t ik u n d die fällige Stärkung der Steuer­
k o m p e t e n z e n der Länder sodann in eine weitere Großbauste l le des deutschen 
Födera l i smus m ü n d e n : die vielfach angemahn te N e u g l i e d e r u n g u n d Zusam­
menlegung von Bundes ländern . Sie ist de const i tu t ione lata nur schwer durch­
zuse tzen ; eine A b s e n k u n g der verfassungsrecht l ichen H ü r d e n bleibt aber im 
Gespräch. 9 5 Insofern ist die E i n f ü h r u n g der Schuldenbremse in den neuen Art i ­
keln 109 Abs. 3 und Art . 115 Abs. 2 G G kaum mehr als ein erster Schritt zur M o ­
dern is ie rung des deutschen Föderal ismus, zur Verstet igung der Hausha l t swi r t ­
schaf t und damit zur Sicherung der Nachhal t igkei t der gesamten Staatstätigkeit. 
90 Zu den f inanzverfassungsrecht l ichen Opt ionen der Landesgesetzgeber C. Gröpl, Die 
,Schuldenbremse' in Hessen, Rhein land­Pfa lz und im Saarland, L K R Z 2010, S. 401 ff. 
91 Statt vieler: C. Fuest/M. Tböne, Reform des Finanzföderalismus in Deutschland, 2009, 
S. 14 ff., 60 ff.; R. Peffekoven, Zum Verschuldungsverbot gehört eine Steuerautonomie, Das Par­
lament Nr. 53/2009 v. 23.12.2009 (Internet: http:/ /www.bundestag.de/dasparlament/2009/53/ 
Themenausgabe/28209185.html). 
92 Art . 106 Abs. 5 S. 2 und 3 G G . 
93 Statt aller C. Waldhoff, V V D S t R L Bd. 66 (2007), S. 216 ff. (262 f. mit Fn. 213). 
94 Waldboff(Fn.93),S.2G8. 
95 H.-J. Papier, Bewähr te St ruk turen , Das Parlament Nr. 53/2009 v. 23.12.2009 (Internet: 
ht tp : / /www.das­pa r lament.de/2009/53/Themenausgabe/28209130.html) . 
